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Deutschland
E U R O PA

„Ich bin etwas einsam“
Tommaso Padoa-Schioppa, Direktoriumsmitglied der 

Europäischen Zentralbank (EZB), über die Euro-Schwäche, 
die politische Union und Europas „Finalität“
SPIEGEL: Überall in Europa sind die Bür-
ger verunsichert. Warum hat sich der 
Euro-Kurs bislang nicht so positiv ent-
wickelt wie von den Euro-Befürwortern
erwartet und von den Regierungschefs ver-
sprochen?
Padoa-Schioppa: Es ist per definitionem
schwer, für die Entwicklung des Euro-Kur-
ses Gründe zu nennen. Denn wenn etwas
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adoa-Schioppa (in Frankfurt): „Sog im Währungs
nicht gerechtfertigt ist, gibt
es eben keine nachvoll-
ziehbaren Gründe. Das ist
kein Scherz. Auf Irrationa-
lität reagiert man am bes-
ten, indem man sich nicht
von überzogener Nervo-
sität anstecken lässt.
SPIEGEL: Die europäischen
Finanzminister haben of-
fenbar nicht so gute Ner-
ven. Der Franzose Laurent
Fabius möchte der unab-
hängigen Zentralbank am
liebsten politisch vorgeben,
wie viel Inflation sie zulas-
sen darf, womit der Euro-
Kurs indirekt beeinflusst
würde.
Padoa-Schioppa: Die Unab-
hängigkeit der EZB wäre
dadurch gefährdet. Dafür
müsste aber der Europäische Vertrag geän-
dert werden, alle Staaten müssten zustim-
men. Aber verstehen Sie mich nicht falsch:
Mich sorgt nicht das Risiko von Einmi-
schungen. Eine größere wirtschaftliche Ko-
operation im Euro-Europa beispielsweise,
wie die Finanzminister sie jetzt beschlossen
haben, wird von der EZB ausdrücklich be-
grüßt.
SPIEGEL: Weniger begrüßt wird sicherlich
der heimliche Versuch der Finanzminister,

EZB-Vorstand P
mit darüber entscheiden zu wollen, ob und
wann die EZB am Devisenmarkt zur Kurs-
pflege interveniert. Ihr Direktoriumskol-
lege Christian Noyer hat solche Ansprüche
in einem Brief zurückgewiesen.
Padoa-Schioppa: Es gab Diskussionen. Die
EZB hat erst vor etwas mehr als zwei Jah-
ren ihre Arbeit aufgenommen. Es ist völlig
normal, dass in dieser Anfangsphase Din-
ge klargestellt werden müssen, manche
auch wiederholt klargestellt werden müs-
sen. Denn es gibt immer wieder neue Mi-
nister, neue Regierungen. Es wäre fatal,
wenn ich in Panik geriete, nur weil ein Mi-
nister seinen Standpunkt vertritt.
SPIEGEL: Trotz der Stabilitätserfolge im In-
nern hat der Euro vor allem in der angel-
sächsischen Welt ein mieses Image. Woran
liegt das?
Padoa-Schioppa: Das liegt auch an der Sicht-
weise der englischsprachigen Presse. Dort
findet man sehr viel Skepsis und Pessimis-
mus. Wenn jemand nur Englisch liest, ge-
winnt er wahrscheinlich ein Bild vom Euro,
das nach Auffassung der meisten Konti-
nentaleuropäer zumindest leicht verzerrt
ist. Lernen braucht eben Zeit. Ich erinne-
re mich an einen Besuch in Japan im Jahr
1996 oder 1997. Ich hatte ein Abendessen
mit den bedeutendsten Bankern in Japan,
und wir sprachen über den Euro. Sie glaub-
ten im Leben nicht, dass Europa so weit
kommen würde. Sie haben wirklich dar-
über gelacht.
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SPIEGEL: Sie sind der „Außenminister“ der
Notenbank. Wünschen Sie sich bei inter-
nationalen Auftritten mehr Hilfe durch ei-
nen Politiker? US-Notenbankchef Alan
Greenspan tritt oft gemeinsam mit seinem
Finanzminister auf.
Padoa-Schioppa: Ich erwarte keine Hilfe.
Ich bin bekanntermaßen ein überzeugter
Europäer. Ich bin auch überzeugt, dass die
Währungsunion jetzt kommen musste, ob-
wohl die politische Union Europas noch
nicht vollendet ist. Weil das noch nicht er-
reicht ist, bin ich, anders als mein Kollege
von der US-Notenbank, zurzeit eben
manchmal etwas einsam.
SPIEGEL: Was muss geschehen, um die po-
litische Union zu vollenden?
Padoa-Schioppa: Ich habe keine Blaupause
im Kopf. Es gibt jetzt eine einheitliche
Geldpolitik, aber noch keine einheitliche
Finanz-, Lohn- und Beschäftigungspolitik.
Ob das gut oder schlecht ist, darauf gibt es
keine einfache Antwort. Zum Beispiel wäre
es sicher nicht von Vorteil, wenn einheitli-
che Lohnverträge in Euro-Land abge-
schlossen würden. Wir brauchen das Ge-
genteil, regionale Vereinbarungen.
SPIEGEL: Der EU-Gipfel in Nizza im De-
zember soll den mit Griechenland zwölf
Euro-Ländern die Möglichkeit eröffnen,
die Integration weiter zu treiben, als es die
gesamte Union, die heute 15 Mitglieder
und später vielleicht 30 hat, derzeit schaf-
fen kann. Unterstützen Sie den Plan eines
Europa der zwei Geschwindigkeiten?

Padoa-Schioppa: Ja, sehr,
aber nur, wenn diese
Gruppe offen für alle ist.
Die einheitliche Währung
übt einen Sog im Wäh-
rungsgebiet aus. Es wird ei-
nen zunehmenden Bedarf
geben, Dinge gemeinsam
zu tun. Zunächst aber muss
die Gruppe der Euro-Mi-
nister wirklich zu einer
Gruppe werden, in der das
jeweils Beste, was ein Land
tut, von den anderen nach-
geahmt wird. Jetzt gibt 
es eine Steuerreform in
Deutschland. Das löste
sofort eine Debatte in Itali-
en aus, ob man dasselbe
tun sollte. Eine solche De-
batte gäbe es dort nicht,
wenn es den Euro nicht
gäbe. 

SPIEGEL: In Nizza kann eine verstärkte Zu-
sammenarbeit unter dem Dach des Ver-
trages doch wahrscheinlich nur auf Rand-
gebieten wie einer geografisch begrenzten
Kooperation der Polizei oder gemeinsa-
men Umweltinvestitionen von Ostseean-
rainern vereinbart werden. Aber in der für
den Euro wichtigen Steuerpolitik wird es
auch künftig keine Koordination geben.
Padoa-Schioppa: Wer weiß? Bis vor wenigen
Wochen war die formalisierte, verstärkte

gebiet“
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Deutschland
Zusammenarbeit einer Ländergruppe nicht
mal auf der Tagesordnung des Nizza-Gip-
fels. Das hat sich alles geändert nach den
jüngsten Reden des deutschen Außen-
ministers Joschka Fischer, des französi-
schen Staatspräsidenten Jacques Chirac
und des italienischen Regierungschefs
Azeglio Ciampi.
SPIEGEL: Ist es erforderlich, in Europa eine
Art von Bundesstaat zu formen, wie es Fi-
scher und Chirac befürwortet haben?
Padoa-Schioppa: Am Ende muss eine poli-
tische Union von echt supranationalem
Charakter stehen. Doch noch ist es schwie-
rig zu definieren, was das für eine Union
sein soll. Was sich in Europa bereits ent-
wickelt hat, korrespondiert mit keinem
M
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Finanzpolitiker Greenspan, Fabius
„Lernen braucht Zeit“
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existierenden Modell, nicht mit den Verei-
nigten Staaten, nicht mit der deutschen
Bundesrepublik, nicht mit der Schweizer
Föderation. Europa wird ein eigenes selb-
ständiges Modell bleiben, in dem die Na-
tionalstaaten eine größere Rolle spielen als
die Bundesstaaten in den USA oder die
Länder in Deutschland. Doch wir brau-
chen die Debatte über die „Finalität“ Eu-
ropas, über die Frage, was aus der gegen-
wärtigen Union am Ende werden soll.
SPIEGEL: Wenn es in Nizza keine Zustim-
mung für ein vertraglich geregeltes Europa
der zwei Geschwindigkeiten gibt, will der
deutsche Außenminister sich damit nicht
zufrieden geben. Fischer fordert, eine klei-
nere Staatengruppe, also zum Beispiel
Deutschland und Frankreich, solle notfalls
außerhalb der europäischen Verträge die
Integration vorantreiben. Ist das nicht eine
Gefahr für den Zusammenhalt der gesam-
ten Union?
Padoa-Schioppa: Als Zentralbanker kann
ich dazu nichts sagen. Aber als überzeug-
ter Europäer habe ich eine Meinung. Vie-
les, was in den vergangenen 30 Jahren an
Fortschritt gelungen ist, hat außerhalb des
Vertrages begonnen. Die Institution des Eu-
ropäischen Rats, der Gipfel der Staats- und
Regierungschefs also, war im Vertrag nicht
vorgesehen; das Europäische Währungs-
system begann außerhalb des Vertrags wie
d e r  s p i e g e40
die Vereinbarungen über verminderte
Grenzkontrollen. Das alles hat der Union
nicht geschadet, sondern genützt.
SPIEGEL: Verstärkte Zusammenarbeit ist die
eine Seite, die andere ist die beschlossene
Erweiterung der Union um die mittel- und
osteuropäischen Staaten. Viele Bürger
fürchten unkalkulierbare Folgen für Löhne,
Arbeitsplätze – und den Kurs des Euro.
Padoa-Schioppa: Die Menschen fühlen sich
nun mal bei vielen neuen Dingen unsicher.
Doch die Erweiterung ist eine politische
Verpflichtung für die EU, wie die Wieder-
vereinigung das für Deutschland war. Ohne
Erweiterung gäbe es nicht mehr, sondern
weniger Stabilität in Europa. Die Furcht
vor einer Euro-Schwäche als Folge der Er-
weiterung ist allerdings unbegründet. Wir
bei der Europäischen Zentralbank arbeiten
sehr fruchtbar mit den Zentralbanken der
Beitrittsländer zusammen. Diese Länder
werden zwar Mitglieder der Union, aber
sie werden nicht Teil der Währungsunion.
Das dauert länger.
SPIEGEL: Viele Experten erwarten, dass die
neuen Mitglieder ihre Währungen sehr
rasch an den Euro binden. Erhöht das nicht
die Risiken der Geldpolitik?
Padoa-Schioppa: Die Beitrittsländer haben
zusammen ein Bruttosozialprodukt von
nur sechs Prozent des gesamten europäi-
schen Sozialprodukts. Zu fürchten, von
diesen Ländern könne Euro-Land monetär
destabilisiert werden, ist nicht rational.
SPIEGEL: Es geht nicht immer rational zu.
Padoa-Schioppa: Sicher gibt es irrationale
Ängste, so ist nun mal das Leben. Die ein-
zige Möglichkeit, auf irrationale Ängste
der Menschen zu reagieren, sehe ich dar-
in, kein Problem zu leugnen, aber immer
wieder die Fakten darzustellen. 
SPIEGEL: Die Experten des IWF sehen An-
zeichen dafür, dass die europäischen Re-
gierungen wegen der guten Konjunktur die
Fehler der Vergangenheit wiederholen,
also eine Politik auf Pump betreiben. Ist
das eine reale Gefahr?
Padoa-Schioppa: In der Tat wächst die Nei-
gung, die Konsolidierung der Staatsfinan-
zen angesichts der guten ökonomischen
Entwicklung zu verlangsamen. Man
braucht aber einen Budgetüberschuss in
guten Jahren, um sich in schlechten Jahren
Defizite leisten zu können. Diese Chance
zu verpassen, das war der Fehler in der
zweiten Hälfte der achtziger Jahre.
SPIEGEL: Und heute wird dieser Fehler wie-
derholt?
Padoa-Schioppa: Ich beobachte zumindest
eine gewisse Sorglosigkeit bei diesem
Thema. Ich kann die Finanzminister nur
dringend bitten, sich die volkswirtschaft-
lichen Daten im Detail anzuschauen. Man
darf sich von den Verbesserungen der
Staatsfinanzen, die nur ein Effekt des
größeren Wachstums sind, nicht faszinie-
ren lassen. Der Vorteil verschwindet, so-
bald die Wirtschaft stockt. 

Interview: Winfried Didzoleit
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Aus dem
Hinterhalt

Als Kritiker der Wehrmachtsaus-
stellung wurde Bogdan Musial

bekannt. Jetzt hat der deutsch-pol-
nische Historiker ein höchst 

fragwürdiges Buch geschrieben.
Am Anfang waren die Taschentücher.
Bogdan Musial fielen sie sofort auf,
als er 1997 die Wehrmachtsausstel-

lung des Hamburger Instituts für Sozial-
forschung erstmals besuchte. Wieso hielten
sich die Landser auf den Fotos den Stoff vor
die Nase, wenn sie die Menschen zu ihren
Füßen gerade erst erschossen hatten?

Der Doktorand der Geschichtswissen-
schaft forschte nach. Ausstellungsmacher
Hannes Heer und Institutsdirektor Jan Phi-
lipp Reemtsma wollten schließlich mit der
Bilderschau den Vernichtungskrieg der
Wehrmacht im Osten während des Zweiten
Weltkriegs belegen. Die Recherchen des in
Polen geborenen Historikers deckten gra-
vierende Fehler auf: Die Schnappschüsse
aus dem Sommer 1941 zeigten nicht etwa
Opfer der Wehrmacht, sondern von Stalins
Geheimpolizei NKWD. Die deutschen Sol-
daten hielten sich die Nase zu, um sich ge-
gen den Verwesungsgeruch der exhumier-
ten Leichen zu schützen.

Im Herbst vorigen Jahres, nach Berich-
ten über Musials Funde im SPIEGEL, ge-
standen Heer und Reemtsma den Irrtum
schließlich ein und schlossen die Wehr-
machtsausstellung zur Überarbeitung. 

Nun erweist sich der furchtlose Aufklä-
rer als Wissenschaftler von dubiosen Qua-
litäten. In seinem neuen Buch versteigt sich
Musial immer wieder zu absurden Thesen


